
Die Stadtverordnetenversammlung

Tagesordnung I Punkt 15 der öffentlichen Sitzung am 21.07.2005

Vorlage Nr. 05-F-03-0091

Verwirklichung eines gemeinsamen Ganztagshauses für die Elly-Heuss- und für die 
Oranienschule
- Antrag der Stadtverordnetenfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 06.07.2005 -
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Das Gebäude Dotzheimer Straße 3 (ehemalige Volkshochschule) wird als Ganztagshaus 
für den Ganztagsverbund der Elly-Heuss- und der Oranienschule ausgewählt. Die 
Gesamtkosten des Vorhabens betragen 1.455.800,00 Euro und stehen dafür im Haushalt 
zur Verfügung. Diese werden unter Inanspruchnahme einer 90-prozentigen 
Kostendeckung durch die IZBB-Mittel des Bundes finanziert. Der Eigenanteil der 
Landeshauptstadt Wiesbaden beläuft sich somit auf 145.680,00 Euro .

Zur Finanzierung des Planungsauftrages wird aus der Haushaltsstelle 2.2000.940000.1-
207 ein Betrag in Höhe von 50.000 Euro bereitgestellt.

Der Magistrat wird gebeten, die Maßnahme umgehend zur Umsetzung zu bringen.
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Protokollnotiz Nr. 0342

 
 
Vertagung aus Zeitgründen auf den 29.09.05   

Wiesbaden,          . 07.2005

Thiels
Stadtverordnetenvorsteherin
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